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Liebe Europafreundinnen und -freunde, 

an Stelle eines Vorwortes hier eine Erinnerung an den Europa-Tag und 
ein Aufruf unserer europäischen Dachorganisationen Union der 
Europäischen Föderalisten (UEF) und der Jungen Europäischen 
Föderalisten (JEF): 

Wir kämpfen weiter für Europa – Aufruf für ein föderales Europa! 

Der 9. Mai 2020 ist der 70. Jahrestag der Schuman-Erklärung, die den 
Beginn der geistigen und politischen Integration Europas markierte. Mit 
dem Vorschlag, die Produktion von Kohle und Stahl unter den 
europäischen Ländern zu bündeln, unternahm Schuman am 9. Mai 1950 
den mutigen und couragierten Schritt, die „erste konkrete Grundlage 
eines für die Wahrung des Friedens unverzichtbaren europäischen 
Bundes“ vorzuschlagen. Heute braucht Europa die gleiche Art von 
Führung, Mut und politischer Innovation. „Erinnern sich unsere 
derzeitigen europäischen Staats- und Regierungschefs an die tiefen 
Wurzeln des europäischen Projekts, wenn jeder europäische Gipfel ein 
erbittertes Streben nach kurzfristigem, selbstsüchtigem nationalem 
Interesse ist?“, fragt Sandro Gozi, Präsident der Union der europäischen 
Föderalisten. "Können sie sich über ihre täglichen politischen Anliegen 
erheben, Tabus brechen, die europäische Politik verändern und einen 
radikalen und weitsichtigen Plan für die Zukunft der EU aufstellen? Was 
heute auf dem Spiel steht, ist nicht weniger als die Zukunft Europas als 
politisches Projekt" 

Die Union der europäischen Föderalisten und die jungen europäischen 
Föderalisten haben heute einen Appell und ein Orientierungspapier an 
die europäischen Entscheidungsträger auf allen Regierungsebenen für 
10 konkrete Schritte - kurz- und mittelfristig - zur Beendigung der 
COVID-19-Krise für ein geeintes und prosperierendes Europa 
veröffentlicht. 

Der Aufruf und das Orientierungspapier schlagen eine Reihe von 
Maßnahmen vor: von der Bereitstellung einer europäischen Garantie für 
grundlegende Standards der öffentlichen Gesundheit; Wiederherstellung 
des vollen Funktionierens des Binnenmarkts und des Schengen-Raums 
und Verabschiedung eines ehrgeizigen langfristigen EU-Haushalts, um 
die Erholung Europas durch echte europäische Ressourcen und auf 
einem sozial und ökologisch nachhaltigen Weg voranzutreiben; sowie 
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die Notwendigkeit, die Konferenz über die Zukunft Europas neu zu 
starten,  

das Instrument zur Schaffung eines neuen Pakts zwischen europäischen 
Bürgern und Regierungen auf allen Ebenen durch ein Mandat für eine 
europäische Verfassung. 

„Die Vision der Gründerväter und -mütter der EU scheint Krise für Krise 
verloren gegangen zu sein. Manchmal sind die Versuche, sie zu 
zermürben, von geopolitischen Konkurrenten gekommen, die das auf 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit basierende EU-Modell 
verabscheuen. Manchmal, wie im Fall des COVID-19-Ausbruchs, sind 
wir blind gegenüber einer Gesundheitskrise, die wir nicht vorhersagen 
konnten, die wir aber hätten verhindern können, wenn wir unserer 
Umwelt mehr Aufmerksamkeit geschenkt hätten. Und je mehr dies 
zutrifft, desto mehr muss Europa Stärke zeigen. Aber wie einmal gesagt 
wurde, "kann Frieden nicht gesichert werden, ohne kreative 
Anstrengungen zu unternehmen, die den Gefahren angemessen sind, 
die ihn bedrohen". Diese kreative Anstrengung erfordert heute die 
Raupe, die die EU von der Puppe des Zwischenstaatlichkeitswesens 
befreien und sich zu einer echten politischen Union entwickeln muss, 
einem Schmetterling, der ohne Fesseln fliegen kann “, schließt Leonie 
Martin, Präsidentin der Young European Federalists. 

In diesem Sinne: kämpfen wir weiter für ein föderales, solidarisches und 
soziales Europa der Bürger. 

Und hier noch ein Hinweis: Schauen Sie doch auch einmal auf die 
facebook-Seite unserer Jungen Europäischen Föderalisten (JEF). Dort 
hat Felix Hohlfeld, der stellv. Landesvorsitzende der JEF-MV ein 
interessantes Statement zur aktuellen Lage in Europa abgegeben. 

Wir werden dieses Statement auch auf unsere Website stellen. 

 

Und nun wünsche ich Ihnen eine interessante und informative Lektüre. 

Bleiben Sie gesund! 

Ihr Jürgen Lippold 
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Eine notwendige Bemerkung 

Von der Bundesregierung und von der Landesregierung Mecklen-
burg-Vorpommern wurden Ende April/Anfang Mai einige der Corona-
Schutzmaßnahmen gelockert. Das führt uns – hoffentlich – näher an 
die Normalität unseres Alltagslebens heran. Im Zusammenhang mit 
den bestehenden Einschränkungen hat es in der letzten Zeit erheb-
liche Diskussionen gegeben, die sich gegen die Minderung von Frei-
heit und Grundrechten der Bürgerinnen und Bürger ausgesprochen 
haben. Hier soll nur ein Beispiel dafür angegeben werden. Der Jurist 
Gerhard Strate schrieb am 30. 04. 2020: 

„Die Bekämpfung der ‚epidemischen Lage von nationaler Tragweite‘ ist ein 
Zweck, der jedes Mittel heiligt und autoritären Charakteren eine unbegrenzte 
Spielwiese bietet. Was von Bundeskanzlerin Merkel als ‚Öffnungsdiskussions-
orgie“ abgetan wird, ist in Wahrheit eine demokratische Notwendigkeit, die den 
Rechtsstaat vor der weiteren Aushöhlung bewahrt. … Suchen wir deshalb 
gemeinsam nach einem goldenen Mittelweg aus der Krise und lassen wir uns 
nicht zu reinen Objekten staatlichen Handelns degradieren, die sich mit 
Angstszenarien, Überwachungsapps und polizeilichen Drohnen über städti-
schen Parkanlagen in jede gewünschte Richtung dirigieren lassen. Widerstehen 
wir der Furcht, ohne individuell vorsichtig zu werden, aber erteilen wir den 
Bevormundungen des Nannystaats eine Absage, ehe der Rechtsstaat Geschichte 
ist.“ 

Zu solchen und ähnlichen Aussagen sind einige Anmerkungen er-
forderlich. Unsere Politiker wurden demokratisch gewählt. Damit 
haben ihnen die Wähler Verantwortung im Interesse der Gesellschaft 
und jedes Einzelnen übertragen. Die Politiker sind daher verpflichtet, 
zu handeln und Entscheidungen zu treffen. Dass notwendige Maß-
nahmen in besonderen Situationen auch zu Einschränkungen führen 
können, ist dabei nicht auszuschließen. Wenn es um mögliche 
schwere Folgen wie bei der Corona-Pandemie geht, müssen auch un-
populäre Entscheidungen getroffen werden. Nicht diese sollten Angst 
machen, sondern Angst machen sollten uns die Aussagen im obigen 
Zitat, denn dadurch wird Vertrauen zerstört und der Demokratie tat-
sächlich geschadet. 
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Horrorszenario 

 

„Das Coronavirus ist eine meldepflichtige Krankheit. Wenn jemand 
von einer Geschäftsreise aus Spanien zurückkehrt, kurz darauf unter 
hohem Fieber und Atemnot leidet und damit zum Arzt geht, dann ist 
dieser Arzt verpflichtet, das lokale Gesundheitsamt zu informieren. 
Der Verdacht auf eine Corvid-19-Erkrankung reicht dafür aus. … 

Nun arbeiten Programmierer und Wissenschaftler seit Wochen Tag 
und Nacht an einer App für das Robert-Koch-Institut, die diese Arbeit 
erleichtern soll. Denn bis die Gesundheitsämter alle Kontaktpersonen 
ermittelt haben, vergeht viel Zeit. Zu viel Zeit. … Eine App ist 
deswegen ein zentraler Baustein in den Bemühungen der Politik, das 
gesellschaftliche Leben wieder hochzufahren. Es ist zwar nicht klar, 
wie sie am Ende im Detail funktioniert, so viel aber schon: Alle Daten 
sollen anonym erhoben werden. … Trotzdem wird sie gerade in der 
Öffentlichkeit durch den Dreck gezogen, als stamme sie aus der Hölle. 

Für die Sorgen, die die Kritiker umtreibt, braucht man viel Phantasie: 
Die App sei ein staatlicher Peilsender, heißt es dort. Es könnten noch 
mehr Daten erhoben werden als geplant, diese Daten könnten mit-
einander verbunden werden, und am Schluss wüsste das RKI, in 
welchem Café Heribert Balk aus Eschborn seinen Cappuccino trinkt. 
Dabei weiß Google das jetzt schon, wenn man seine Kartendienste 
benutzt. Und das tun Millionen, vollkommen freiwillig.“ 

(Aus einem Beitrag von Morten Freidel in der „Frankfurter Allgemeinen 
Woche“, Nr. 18 vom 24. 04. 2020, S. 8) 
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Über die Vielfalt der Bewertung der Tagung des 
Europäischen Rates am 23. 04. 2020 

1. Zustimmung und positive Erwartung: 

„Unter der Regie von Angelika Merkel nimmt die Europäische Union 
den Souveränisten ein Alibi. Im neuen Haushalt wird sich die 
Kommission mit einem Instrument für Geldtransfers ausstatten wie 
nie zuvor in ihrer Geschichte. Der Wiederaufbaufonds wird zur Hälfte 
Strukturmittel vom Typ Juncker-Plan verwalten, zur Hälfte wird er sie 
an Länder in Schwierigkeiten weiterleiten. Ironischerweise stärken 
die Angriffe auf die Stiefmutter Europa am Ende Brüssel.“ 

(Aus „La Stampa – Italien, 24. 04 2020)  

2. Zögerlichkeit und Bedenken: 

„[Es] ist eine gewisse Finanzakrobatik nötig, um einerseits viele 
Milliarden Euro zu mobilisieren, ohne andererseits sofort allzu viel 
Geld auf den Tisch zu legen. Zu guter Letzt muss das noch mit dem 
langjährigen EU-Haushalt und mit dem Klimaschutzpaket ‚Green 
Deal‘ in Einklang gebracht werden. Und wenn klar wird, wieviel das 
alles kostet, dann müssen Verteilungskämpfe vermieden werden. 
Sind die Staats- und Regierungschefs der EU bei all dem zu zögerlich 
und zu geizig, nicht solidarisch genug und schlampig, dann drohen die 
falschen politischen Kräfte davon zu profitieren. … Es steht viel auf 
dem Spiel.“ 

(Aus „Frankfurter Rundschau“, 24. 04. 2020) 

3. Abwertung und Ablehnung: 

„Die Staaten müssen sich im Kampf gegen Corvid-19 allein zurecht-
finden. Die EU hat sich als Schale ohne Inhalt gezeigt. Das wird sich 
ändern müssen, oder die Union, zumindest so wie sie jetzt ist, wird es 
nicht mehr geben. Die Länder haben sich wegen der Gefahr durch 
den Coronavirus nach innen gewandt. Die reicheren konnten ihren 
Bürgern in diesen Zeiten etwas mehr Freiheit gönnen, die ärmeren 
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haben als Ersatz für Behandlungsmöglichkeiten schärfere Isolations-
maßnahmen eingeführt. … In der EU wird derzeit viel darüber 
gesprochen, mehr gemeinsames Geld für die Gesundheitsversorgung 
auszugeben. Doch es ist wohl besser, wenn sich jeder auf sich selbst 
verlässt.“ 

(Aus „Delo“, Slowenien) 

 

 

Trump „heilt“ Covid-19! 

Präsidiale Ratschläge: 

Führen Sie Ihrem Körper Licht ein! 
Injizieren Sie Desinfektionsmittel! 

 

Aber: 

Es war ja alles nur „Sarkasmus“! 
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Soviel zum Thema Solidarität und Verantwortung: 
 
Der Oberbürgermeister von Tübingen und Grünen-Politiker Boris 
Palmer hat den weltweiten Lockdown der Wirtschaft wegen der 
Corona-Krise scharf kritisiert. „Ich sage es Ihnen mal ganz brutal: Wir 
retten in Deutschland möglicherweise Menschen, die in einen 
halben Jahr sowieso tot wären - aufgrund ihres Alters und ihrer 
Vorerkrankungen“. Der Armutsschock, der aus der weltweiten 
Zerstörung der Wirtschaft entstehe, bringe nach Einschätzung der 
Vereinten Nationen hingegen Millionen Kinder ums Leben. 

„Wenn Sie die Todeszahlen durch Corona anschauen, dann ist es bei 
vielen so, dass viele Menschen über 80 sterben - und wir wissen, 
über 80 sterben die meisten irgendwann“, sagte Palmer. Er hatte 
schon früher die Politik zur Corona-Eindämmung kritisiert und für 
strenge Quarantänemaßnahmen für Risikogruppen sowie eine rasche 
Öffnung der restlichen Gesellschaft plädiert. 

 (Worte des Oberbürgermeisters von Tübingen in einer Sendung des 
SAT.1-Frünhstücksfernsehens am 28. 04. 2020) 

 

Oberbürgermeister Boris Palmer hat für seine Äußerungen  
scharfe Kritik ausgelöst:  

 
Der baden-württembergische FDP-Vorsitzende Michael Theurer 
sagte: "Ich rate Boris Palmer dringend, sich zu entschuldigen und 
diese Äußerung zurückzunehmen. Er ist nicht nur wie sonst 
manchmal über das Ziel hinausgeschossen, sondern erheblich ent-
gleist." Die baden-württembergischen Grünen-Chefs Sandra Detzer 
und Oliver Hildenbrand erklärten, Palmer spreche nicht für die 
Grünen. Er beteilige sich an einer "Polarisierung und Brutalisierung 
der Debatte – das ist mit unseren politischen Werten und unserem 
Verständnis von politischer Verantwortung nicht vereinbar". 
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Aus einem offenen Brief vom 20. 04. 2020: 

Gemeinnütziger Sektor fordert Solidarität 
 

„In über 600.000 gemeinnützigen Organisationen engagieren sich 
über 30 Millionen Bürgerinnen und Bürger. In der gemeinnützigen 
Sozialwirtschaft sind zudem über 3,7 Mio. Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer beschäftigt. Freiwilliges Engagement ist systemrele-
vant und braucht unbedingt Unterstützung, um dauerhafte und 
strukturelle Brüche zu vermeiden. Der gemeinnützige Sektor ist von 
der COVID-19 Pandemie nicht weniger betroffen als die Wirtschaft: 
Denn Zivilgesellschaft bedeutet Verständigung, gemeinsames Wirken 
und Wirtschaften, Kooperation und Miteinander.  

Als Allianz von großen Dachverbänden und unabhängigen Organisa-
tionen aus dem gemeinnützigen Sektor sowie von Experten und 
Wissenschaftlern begrüßen wir das nun entschlossene Handeln von 
Bund und Ländern sowie der Gesundheitsbehörden, um die Ausbrei-
tung des Coronavirus so weit wie möglich zu verhindern. Gleichzeitig 
fordern wir die Bundesregierung auf, nicht nur Sofort-Hilfe für die 
Wirtschaft, sondern auch für die Organisationen aus dem gemein-
nützigen Sektor bereit zu stellen. Der Erhalt der für unsere 
Demokratie, den gesellschaftlichen Zusammenhalt und unseren 
Sozialstaat so wichtigen Zivilgesellschaft darf nicht aus dem Blick 
geraten. Gerade die Bewältigung von Krisen gelang in den letzten 
Dekaden immer dann am besten, wenn öffentliche, private und 
gemeinnützige Akteure im Schulterschluss ihre Kräfte bündelten. Der 
Fokus muss daher auch darauf liegen, einschneidende negative 
Folgen durch die aktuelle Lähmung des öffentlichen Lebens in der 
Zivilgesellschaft zu verhindern. Dabei muss auch die Vielfalt zivil-
gesellschaftlicher Organisationen und zivilgesellschaftlichen Handelns 
bewahrt werden. Dafür braucht es staatliche Unterstützung.“ 
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Ein Statement von Vizekanzler Schäuble am 26. 04. 2020: 

Schutz des Lebens in Coronakrise nicht alles 
unterordnen! 

"Wenn ich höre, alles andere habe vor dem Schutz von Leben 
zurückzutreten, dann muss ich sagen: Das ist in dieser Absolutheit 
nicht richtig", sagte Schäuble dem "Tagesspiegel". Wenn es über-
haupt einen absoluten Wert in unserem Grundgesetz gäbe, dann ist 
das die Würde des Menschen. "Aber sie schließt nicht aus, dass wir 
sterben müssen", sagte der CDU-Politiker. 

Gesundheitsminister Jens Spahn habe recht, wenn er sage, alle hät-
ten miteinander noch viel zu lernen und vielleicht werde man in 
einigen Wochen feststellen, dass wir manches besser anders gemacht 
hätten. "Wir alle wissen nicht, was unser Handeln für Auswirkungen 
hat, aber die Politik muss trotzdem handeln", sagte Schäuble weiter. 
Der Weg zurück aus dem Stillstand sei der viel Schwierigere. "Man 
muss vorsichtig Schritt für Schritt vorgehen und bereit sein, zu lernen. 
Manche sagen, wenn's zu viel war, muss man Lockerungen wieder 
zurücknehmen." Doch das Zurücknehmen werde viel schwieriger. 
Schäuble warnte davor, allein Virologen die Entscheidungen zu 
überlassen. Es müssten auch "die gewaltigen ökonomischen, sozia-
len, psychologischen und sonstigen Auswirkungen" abgewogen 
werden. "Zwei Jahre lang einfach alles stillzulegen, auch das hätte 
fürchterliche Folgen." 
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„In Krisen kommt der kritische Moment immer dann, wenn 
der Druck, die Anspannung nachlassen. Zu Beginn war die 

Angst übermächtig, die Bereitschaft zur Unterordnung groß. 
Nun schwindet die Bereitschaft, und die Lust auf Freiheit 

kriecht aus allen Poren. ... Welchen Preis ist eine 
Gesellschaft bereit zu zahlen, um Leben zu schützen? Diese 

Entscheidung trifft am Ende wohl keine Kanzlerin, kein 
Premierminister, keine Ministerpräsidentenkonferenz und 
kein Kabinett. Diese Entscheidung trifft eine Gesellschaft 
selbst - durch ihr Verhalten. Gesellschaften haben in der 

Regel einen wenig ausgeprägten Sinn für die Gefahr. ... An 
diesen Wendetagen im Corona-Frühjahr könnte sie ihr 

Gespür in die falsche Richtung treiben.“ 
 

(Stefan Kornelius in der „Süddeutschen Zeitung“ vom 28. 04. 2020) 

 
 
 

Aus einem Interview 
mit dem Bergsteiger Reinhold Messner: 

Corona hat gezeigt, wie fragil unsere Zivilisation ist. 

„Für mich ist das Virus – obwohl winzig klein – wieder ein Zeichen, 
dass wir der Natur unterlegen sind. Die Naturgesetze stammen nicht 
von uns. Es gab ja schon öfter Krisen, denen wir nicht gewachsen 
waren, wie die Spanische Grippe oder die Pest im Mittelalter. 
Dennoch hieß es auch dieses Mal: Alles lösbar, bald vorbei. Es hat 
sich gezeigt, dass es so einfach nicht geht.“ 

(Interwiew in „arte Magazin“, Mai 2020, S. 13) 
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Schlange vor Supermarkt in Mailand 
(Foto: Claudia Furlan/picture alliance/dpa) 

 

Der soziale Darwinismus kommt in Fahrt! 

„… dieser Extremfall ist mutatis mutandis als Trigger für die Beobach-
tung der gesellschaftlichen Reaktion auf das neue Virus im Prinzip 
nicht von der Hand zu weisen. In dem Moment, in dem die Gesell-
schaft bei der Entscheidung über die (auch vermeintliche) Rettung 
von Menschenleben eine Selektion vornimmt, befindet sie sich auf 
Glatteis. 

Nicht allen, die an der Diskussion um die Lockerung der Maßnahmen 
zur Eindämmung der Corona-Pandemie beteiligt sind, ist bewusst, 
dass sie sich auf einem rutschigen Abhang bewegen. Doch im Unter-
bewusstsein eines Teils der Bevölkerung zeichnet sich eine Sichtweise 
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ab, die die Angehörigen der Risikogruppe im Endeffekt als „Ballast-
existenzen“ wahrnimmt. 

Auch das Wort Risikogruppe durchläuft eine Mutation: Gemeint ist 
weniger das Risiko für diese Gruppe, sondern eher das Risiko, das von 
dieser Gruppe für die Gesellschaft ausgeht. Darf der Preis für den 
Schutz dieser Gruppe Massenarbeitslosigkeit, eine schwere Wirt-
schaftskrise und die Gefährdung der Lebensqualität der Mehrheit 
sein? Ja, nach der Phase der Solidarität kommt vielerorts der soziale 
Darwinismus in Fahrt, der Wunsch nach dem Prinzip des Überlebens 
des Stärkeren. Vor allem dort, wo die nichtsoziale, neoliberale Markt-
wirtschaft herrscht, in Amerika, England, Israel.“ 

(Aus einem Beitrag von S. Stein/M. Zimmermann im „TAGESSPIEGEL“ 
vom 25. 04. 202 
 

 
 

Aus einem Beitrag des Wissenschaftsjournalisten 
Ranga Yogeshwar in der FAZ vom 02. 05. 2020 

 
„Auf einmal ist sie weg, die Konsonanz zwischen Politik und 
Gesellschaft, die in der ersten Phase von Corona herrschte, … als die 
Wissenschaft Argumente lieferte und in Talkshows aufgeklärt statt 
gestritten wurde: ‚Die Zahlen gehen zurück, die Krankenhäuser 
stehen leer, und das Eingesperrtsein nervt. Ist das womöglich alles 
übertrieben? Diese Reaktion wird verstärkt durch ein bekanntes 
Paradoxon: Statt die Maßnahmen als Erfolg zu feiern und sich über 
den bisher glimpflichen Verlauf zu freuen, wächst die Kritik an den 
Experten. Ein Irrsinn: Würden wir die Feuerwehr abschaffen, nur weil 
es im vergangenen Jahr nicht gebrannt hat? Das zweite Kapitel der 
Pandemie hat begonnen, eine Phase gekennzeichnet von Wider-
stand, Wut und Anschuldigung.“ 
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Rainer Wieland, Präsident der Europa-Union 
Deutschland, spricht sich am 27. 04. 2020 angesichts 

der Corona-Pandemie für Wiederaufbauanleihen aus. 
 
Die Staats- und Regierungschefs haben die Kommission beauftragt, 
zeitnah einen über den EU-Haushalt garantierten Erholungsfonds zu 
entwickeln. „Wir europäische Föderalisten unterstützen dies, hätten 
allerdings erwartet, dass der Rat der Kommission zumindest Eckdaten 
für den Fonds vorgibt. Eine zügige Einigung ist notwendig, die auch 
den neuen Mehrjährigen Finanzrahmen und neue EU-Eigenmittel 
umfassen muss.“ 

Der Fonds, gespeist aus Wiederaufbauanleihen der Kommission, 
müsse ein angemessenes Volumen haben. „Die Corona-Krise stellt 
alle bisherigen Herausforderungen in den Schatten, erfordert ge-
meinsames und solidarisches Handeln auf der Basis unserer 
europäischen Werte.“ 

Die Wiederbelebung der europäischen Wirtschaft müsse gleichzeitig 
weiteren übergeordneten Unionszielen dienen. „Der Fonds dient 
nicht der Übernahme von Schulden, sondern Zukunftsinvestitionen, 
einer nachhaltigen Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit sowie 
dem Zusammenhalt der Union in schwieriger Zeit.“ 

Die Europa-Union befürwortet eine strenge Konditionalität: „EU-
Staaten und Beitrittskandidaten, die von dem Wiederaufbaupro-
gramm profitieren wollen, müssen alle demokratischen und rechts-
staatlichen Standards erfüllen, wie sie auch Voraussetzung für die 
Mitgliedschaft in der EU sind.“ 
 
Wieland fordert umfassende parlamentarische Kontrolle. „Das 
Europäische Parlament muss gleichberechtigt mit dem Rat über den 
Mitteleinsatz und die Programmzwecke wachen.“ 
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Literatur in Zeiten von Corona 
 

„Mit einem Freund habe ich neulich darüber gestritten, ob Bücher 
überhaupt von Nutzen sind, wo wir heutzutage doch nur auf Zahlen 
schauen, mehr noch: wo wir von Zahlen und Diagrammen geradezu 
hypnotisiert sind. Die Staaten haben sich in Zahlenkolonnen verwan-
delt, es tickt ein Riesenzähler, der ununterbrochen die Zahlen dreht: 
wie viele Infizierte, wie viele Tote. Das Gefühl ist unheimlich. Und 
gerade aus diesem unheimlichen Gefühl heraus kam die einfache 
Erhellung über die Literatur und ihre enorme Wichtigkeit heute. Sie 
verwandelt die Zahlen zurück in Menschen. Sie bringt die Menschen 
zurück. Dort, wo bisher eine abstrakte Zahl stand, taucht plötzlich ein 
Mensch mit seiner Geschichte auf. Und noch ein Mensch, der sich um 
den ersten Menschen Sorgen macht. Und noch mehr Menschen, die 
mit diesen Menschen und mit anderen Menschen verbunden sind. 
Hier muss ich ein furchtbares Wort benutzen: es ist das exponentielle 
Heranwachsen des Menschlichen hinter den Zahlen, es ist die Lawine 
der ineinander verschachtelten menschlichen Geschichten. Und das 
ist im Grunde die Berufung der Kunst und im Einzelnen der Literatur: 
die Zahlen in Menschen zu verwandeln, ihnen ein Gesicht und eine 
Geschichte zu verpassen. 

Ob das eine Erleichterung ist? Lasst uns ehrlich sein: eher nicht. Es 
hilft aber für die Erhaltung der menschlichen Natur. Es erzeugt ein 
notwendiges Gespür für das Leben und seine Gebrechlichkeit. Und 
gerade aus diesem Gespür heraus entspringt unsere Liebe für diese 
kurzlebige Welt: wir lieben sie gerade, weil sie kurzlebig und sterblich 
ist. Sie verstärkt die Empathie für unseren Nächsten. Die Zahlen 
würden mich ja nicht weiter beschäftigen, wenn sie kein Gesicht und 
keine Geschichte gehabt hätten.“ 

(Georgi Gospodinow, bulgarischer Autor. Aus: „Deutsche Welle. -  
online vom 16. 04. 2020) 
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Schwerpunkte für die weitere Veranstaltungsarbeit im 
Landesverband nach Aufhebung der Corona-Sperren 

 
Im Heft 2 der „Sonderinformationen“ hatte ich versucht, einige 
Denkanstöße für die weitere inhaltliche Arbeit in unserem Landes-
verband und seinem Bildungsring zu geben. Heute möchte ich das 
ergänzen und weitere Anregungen für die Verbandsarbeit anzuregen. 

Wie wir alle wissen, sind Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft eng 
miteinander verknüpft. Wäre es nicht nützlich für unser Verständnis 
der weiteren Entwicklung der Europäischen Union, wenn wir uns 
stärker mit der historischen Entwicklung der europäischen Zusam-
menarbeit befassen würden? Gedanken zu europäischen Projekten 
sind ja nicht erst nach dem Zweiten Weltkrieg entstanden, sondern 
reichen schon mehrere Jahrhunderte zurück. Kann man nicht auch 
aus gescheiterten Versuchen Anregungen für Gegenwart und Zukunft 
der europäischen Einigung entnehmen? 
 
Wir sind gegenwärtig mit Besorgnis erregenden Entwicklungen im 
nationalen Denken konfrontiert, die den Nationalismus fördern und 
damit solidarisch-internationalistischen Zielen in der Gemeinschaft 
europäischer Staaten entgegenstehen. Wäre es in diesem Zusam-
menhang nicht angebracht, uns mehr mit der Frage zu beschäftigen, 
warum der Nationalismus verstärkt um sich greift? Müssten wir nicht 
auch stärker darüber austauschen, ob und wie nationalistische Posi-
tionen den Rechtsextremismus fördern? 

Das berührt wiederum die Frage, inwieweit wir uns selbst als 
Europäer verstehen. Um eine Antwort auf eine solche Frage geben zu 
könne-, nationaler und europäischer Identität auseinanderzusetzen 
müssen. Wie können nationale und europäische Identität sinnvoll in 
Beziehung gebracht werden? Und – zugespitzt gefragt: Kann es 
überhaupt eine europäische Identität geben? 

Daran hängt ein weiteres Problem, nämlich die Tatsache, dass die 
meisten Menschen heute kaum darüber nachdenken, wie sie ihre 
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individuelle Identität beschreiben können. Ergibt sich daraus nicht die 
interessante Frage, was uns ganz persönlich mit der europäischen 
Idee verbindet und Ansatzpunkt für die Entstehung einer subjektiv 
geprägten europäischen Identität sein kann? 

Sicher kann man weitere Inhalte benennen, die zu diskutieren wären. 
Natürlich ist es auch selbstverständlich, dass im Landesverband, in 
seinem Bildungsring „Europa“ und in den Kreisverbänden weitaus 
mehr Themen und Veranstaltungsformate existieren. Mir kam es 
darauf an, einige grundsätzliche Fragen anzuführen, die uns noch so 
manche Jahre beschäftigen werden.  
 

 
 

Aus „Bütis Woche“ (Nr. 164) 
 

„In der Auseinandersetzung der Europäischen Union und ihrer 
Mitgliedsländer mit der Corona-Krise sind wir in ein Stadium 
eingetreten, in dem die außenpolitische und außenwirtschaftliche 
Dimension zunehmend ins Blickfeld geraten. 
 
Und schließlich: Wie wirkt sich die Coronavirus-Krise auf unsere 
Fähigkeit aus, die anderen Krisen, die ja alle nicht verschwunden sind, 
international anzugehen? Wie sichert sich die Europäische Union in 
allen diesen Fragen eigene Handlungsspielräume, statt nur zwischen 
den Supermächten China und USA und deren Hegemonialkampf in 
die Zwickmühle zu geraten? 
 
Was die Antwort der Europäischen Kommission auf solche Fragen 
sein soll, bleibt noch eine Weile im Unklaren.“ 
 
(Von der Webseite von Rainhard Bütikofer, MdEP, 28. 04. 2020) 
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Coronavirus zeigt „kolossales Versagen des 
Neoliberalismus“ 

 
 

„Eine Lektion ist, dass es sich um ein weiteres kolossales Versagen 
der neoliberalen Version des Kapitalismus handelt. Es ist ein gewal-
tiges Scheitern. Wenn wir daraus nicht lernen, wird es beim nächsten 
Mal noch schlimmer kommen. 
 
Es ist offensichtlich, was passiert ist: Nach der SARS-Epidemie im Jahr 
2003 wussten die Wissenschaftler ganz genau, dass weitere 
Pandemien kommen würden, wahrscheinlich auch von der Sorte 
Coronavirus. Es wäre möglich gewesen, sich zu diesem Zeitpunkt 
darauf vorzubereiten. Also in etwa so, wie man es bei der Grippe 
macht: Man hat jedes Jahr einen neuen Grippeimpfstoff, weil es 
immer wieder leichte Mutationen und Variationen gibt, aber man ist 
darauf vorbereitet. Also kann man [Impfstoffe] schnell herstellen. 
Aber im aktuellen Fall wurde das nicht gemacht. 
 
[Ob die Welt sich verändern wird] hängt davon ab, wie die 
Weltbevölkerung auf das, was geschieht, reagieren wird. Die Pande-
mie könnte zu überaus autoritären, repressiven Staaten führen, die 
die neoliberale Pest noch weiter ausbreiten als bisher geschehen. 
Tatsächlich arbeiten sie im Moment ja daran. Man sollte immer daran 
denken, dass die Kapitalistenklasse nicht nachgibt, dass sie immer 
kämpft. Jetzt, inmitten der [Coronavirus-Krise], fordert sie mehr 
Mittel für fossile Brennstoffe. Sie zerstört bisherige Vorschriften, die 
einen gewissen Schutz boten.“ 
 
(Noam Chomski, linksintellektueller Philosoph. – Aus einen Interview am 22. 04. 

2020 in einer spanischen Zeitung von EURAKTIV)  
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Bemerkungen des Philosophen 
Dr. Gerd B. Achenbach – zum Dritten 

„Es ist das Fanal unserer Tage, das Stigma der Moderne. Sie löst ihre 
Probleme nicht, sie streckt sie, sucht sie auszudünnen, am liebsten 
kleinzureden, indem man sie im ewigen Diskurs zerbröselt, bis man’s 
leid ist und ein anderes Problem auftaucht, mit dem wir’s wiederum 
genauso machen – und dies ad libitum und ultimo so weiter. So 
meint man – oder bildet man sich ein –, die Probleme handhabbar zu 
machen. 
Doch die Wahrheit ist: So wird man sie nicht los, so kommen sie – als 
Schrecken ohne Ende – über uns. Bis sie uns erschöpfen oder mutlos 
machen, ja, nochmals mehr entmutigen, als wir ohnehin schon 
mutlos sind. 
Doch wie leite ich ein, was nun folgen soll? 
Vielleicht mit einer These, einer ruppigen, mutigen und uner-
schrocken hingestellten These, einer Behauptung, der widersprochen 
werden wird, sofern man sie nicht ausdrücklich verpönt und diffa-
miert, oder einfach – das ist die milde Variante – ignoriert oder – 
nochmals milder –  nonchalant belächelt. Mich kümmert’s nicht. 
Hier ist sie, denkt sie euch kursiv gesetzt: 
Die Szene, die uns die Menschheit – oder seien wir bescheiden, be-
schränken wir uns auf die Völker hier bei uns im alt gewordenen 
Europa, das man mit schöner Ahnung Abendland genannt hat, das 
Land des Sonnenuntergangs ... –, die Szene also, die uns die 
Menschen unterm Eindruck der heraufgezogenen Corona-Infektion in 
diesen Tagen bieten, lässt auf eine untergründig fortgeschrittene 
Ermattung, eine Schwächung, eine mentale Vorerkrankung schließen 
– der Philosoph, der das kommen sah, war Nietzsche, sein Wort 
dafür, sein diagnostischer Begriff heißt ...: Décadence.“ 
 
(Aus einer „Vorlesung ohne Zuhörer“, veröffentlicht auf der Webseite 
der „Gesellschaft für Philosophische Praxis“ von Mai 2020)  
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Weltweit betrugen die Rüstungsausgaben 2019 
1,78 Billionen Euro! 

Deutschland weist den größten Anstieg in Europa aus! 

Die EU ist ein Friedensprojekt! 
Wäre angesichts der Folgen der Coronakrise 

nicht eine Senkung der Rüstungsausgaben für 
2020 und folgende Jahre angebracht? 

 
 

In Erinnerung an das Ende des verheerenden Zweiten 
Weltkrieges vor 75 Jahren 

erscheint es angebracht, die Verringerung von 
Rüstungsausgaben als ein politisches Ziel zu setzen! 
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Erklärung des Hohen Vertreters Josep Borrell im Namen der 
EU anlässlich des Welttags der Pressefreiheit am 3. 05. 2020 

Am Welttag der Pressefreiheit würdigen wir die entscheidende Rolle 
des Journalismus beim Erhalt der Meinungsfreiheit in 
demokratischen Gesellschaften und bei der Förderung von 
Transparenz und Rechenschaftspflicht. Die Covid-19-Krise hat uns die 
Bedeutung der Pressetätigkeit deutlich vor Augen geführt. In Zeiten 
der Unsicherheit ist der Zugang zu zuverlässiger, faktengeprüfter 
Information, die frei von unzulässiger Einmischung und Einfluss-
nahme ist, unverzichtbar und ein Beitrag zu mehr Resilienz in der 
Gesellschaft. Es ist sehr bedenklich, dass die Covid-19-Pandemie in 
einigen Ländern als Vorwand benutzt wird, um der Pressefreiheit 
unzulässige Beschränkungen aufzuerlegen. 

Journalisten spielen eine unverzichtbare Rolle, indem sie die 
Diskussion darüber fördern, wie sich die Gesellschaften besser auf 
Herausforderungen wie diese vorbereiten und letztlich auch sicherer, 
wohlhabender und nachhaltiger werden können. Journalisten müs-
sen ungehindert arbeiten können. Heute bildet die Pressefreiheit 
vielleicht mehr denn je einen Grundstein der demokratischen 
Gesellschaften, die nur dann erfolgreich sein können, wenn ihre 
Bürgerinnen und Bürger Zugang zu zuverlässiger Information haben 
und bewusste Entscheidungen treffen können.  Der Journalismus hilft 
dabei, Desinformation aufzudecken und zu entkräften. 

Die Europäische Union arbeitet innerhalb und außerhalb ihres 
Hoheitsgebiets daran, den Folgen entgegenzuwirken, die die Pande-
mie für die Gesundheit, die Menschenrechte und die sozioökonomi-
schen Bedingungen, auch der Medienunternehmen, mit sich bringt. 
Heute bekräftigt die EU entschlossen ihre kontinuierliche Unter-
stützung für die Schlüsselrolle, die unabhängigen und zuverlässigen 
Medien überall auf der Welt zukommt. Die Pressefreiheit ist ein 
Recht, und dies nicht nur für die Medienschaffenden, sondern für 
jeden Einzelnen von uns. 
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"Zweiter großer Öffnungsschritt" 

Bund und Länder haben sich im am 06. 05. 2020 besonders auf 
folgende Grundsätze geeinigt: 

 Die Bundesländer entscheiden eigenverantwortlich über die 
konkrete Umsetzung von Lockerungen der Corona-Schutzmaß-
nahmen, immer in Abhängigkeit von der tatsächlichen Infek-
tionsentwicklung im Land. Dadurch entstehen Unterschiede, 
vielleicht auch eine „Einheit in Vielfalt“. 

 In den Landkreisen und kreisfreien Städte gilt eine Obergrenze 
für die dabei zu vernachlässigenden Neuinfektionen. Generell 
gilt, dass stärkere Beschränkungen sofort wieder eingeführt 
werden müssen, wenn mehr als 50 Neuinfektionen pro 100 000 
Einwohner im Zeitraum der letzten sieben Tage auftreten. 

 Die Mindestabstandsregel und Beschränkungen von Zusam-
menkünften verschiedener Art bleiben bestehen. 

 Bei der Öffnung der Außengrenzen zu den Nachbarstaaten der 
Bundesrepublik gibt es zunächst keine Veränderungen. 

Insgesamt – so meinen wir – wird durch diese Neuregelungen 
versucht, die Lebens- und Arbeitsbedingungen ein Stück näher an die 
Normalität heranzuführen. 

Niemand ist aber in der Lage, die tatsächliche Entwicklung des 
Verlaufs der Pandemie konkret vorauszusehen. Somit ist für die 
weitere Entwicklung in hohem Maße weiterhin unter allen Bürgerin-
nen und Bürgern Disziplin und Eigenverantwortung eine entschei-
dende Aufgabe. 

Auch wenn es recht unterschiedliche Aussagen unter Virologen und 
anderen Fachleuten gibt – einig scheinen sich alle in der Ansicht zu 

sein, dass die Gefahr einer „zweiten Infektionswelle“ noch nicht 
ausgeschlossen ist, selbst wenn es noch mehrere Monate einer 

ruhigeren Zeit geben sollte. Wir brauchen auf jeden Fall Vorsicht und 
gegenseitige Rücksichtnahme!  
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Statt eines Schlusswortes hat Frau Dr. Linn Selle, 
Präsidentin der EBD, das Wort: 

 

„Europa lässt sich nicht mit einem Schlage herstellen und auch nicht durch eine 
einfache Zusammenfassung. Es wird durch konkrete Tatsachen entstehen, die 
zunächst eine Solidarität der Tat schaffen." Vor 70 Jahren, am 9. Mai 1950, 
sprach Robert Schuman diese bekannten Worte und doch sind sie aktueller 
denn je. Die Covid-19-Pandemie hat in den letzten zwei Monaten die Agenda 
durcheinander gewirbelt und die Grundfrage europäischer Solidarität offen-
gelegt. Am Europatag, der anlässlich der Schuman-Erklärung begangen wird, 
sollte am Samstag die Konferenz zur Zukunft Europas beginnen, um zentrale 
Fragen zur Weiterentwicklung der EU rechtzeitig vor den Europawahlen 2024 
zu debattieren. Ursula von der Leyen brachte nach dem Wirren um ihre 
Nominierung zur Kommissionpräsidentin letztes Jahr die Idee des EU-weiten 
Dialogs ein, den das Europaparlament und die Kommission weiter 
ausarbeiteten. Nur der Rat hat bisher keine finale Position.  

Als EBD setzen wir uns für den zügigen Beginn der Konferenz nach dem Ende 
der Kontaktbeschränkungen ein und bauen darauf, dass sich der Rat mit dem 
Europaparlament und der Kommission auf eine gemeinsame Position 
verständigt. Mit Freude habe ich daher das Signal aus dem EBD De-Briefing zum 
Europäischen Rat vernommen, dass die Konferenz für die deutsche EU-
Ratspräsidentschaft doch noch Priorität haben könnte, und hoffe auf klare 
Impulse aus Berlin für dieses wichtige Projekt. Denn die Krise hat gezeigt, dass 
ein europaweiter Dialog zwischen Politik, gesellschaftlichen Kräften und 
Bürgerinnen und Bürgern notwendiger denn je ist. Nur im Dialog können wir 
das anfängliche Solidaritätsversagen der späten März-wochen aufarbeiten, 
Europa krisenfest machen und die EU auf Basis unserer Werte, gemeinsamer 
Prioritäten und demokratischeren Verfahren in die Zukunft führen. 

Ich wünsche Ihnen eine gute Woche – und bleiben Sie gesund!“ 

(Aus: EBD-Newsletter, Nr. 19/2020) 
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